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Arnold Schwarzenegger kämpft gegen Videospiele
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Von Richtern gestoppt: Schwarzenegger

Amerikanische Politiker wie der kalifornische Gouverneur Arnold Schwarzenegger, die den Zugang Minderjähriger zu brutalen Computer- und Videospielen durch ähnliche gesetzliche Verbote beschränken wollen, wie sie unter anderem in Deutschland gelten, haben die Rechnung ohne die amerikanischen Gerichte gemacht. Wie schon in mehreren anderen Bundesstaaten erklärte kürzlich auch ein kalifornischer Bundesrichter ein Gesetz für verfassungswidrig, das den Verkauf und den Verleih von Computerspielen mit gewalttätigem Inhalt an Minderjährige unter Strafandrohung verbietet. Das Verbot verletze die Meinungsfreiheit von Minderjährigen, argumentierte der Richter. Der Gesetzgeber dürfe Kinder und Jugendlichen nur dann den Zugang zu Gewaltspielen verwehren, wenn feststehe, dass den Minderjährigen durch diese Spiele Schaden zugefügt werde. Einen wissenschaftlichen Beweis dafür gebe es jedoch nicht.

Mit ähnlichen Argumenten haben Richter in acht anderen amerikanischen Bundesstaaten Gesetze verworfen, die darauf zielten, Kinder und Jugendliche am Erwerb gewalttätiger Computerspiele zu hindern. Der prominente Berufungsrichter Richard Posner argumentierte sogar, zu viel Schutz vor Gewaltdarstellungen könne schaden: Die Jugendlichen wären dann „nicht ausgerüstet, mit der Welt klarzukommen, so wie wir sie kennen“.

Gewalt und Pornographie
Trotz der bisherigen Niederlagen sind Jugendschützer und Politiker entschlossen, weiter zu fechten, notfalls bis vor den Obersten Gerichtshof. Einen neuen, angeblich gerichtsfesten Weg meinen Parlamentarier im Bundesstaat New York gefunden zu haben. Dort will man nur Computerspiele regulieren, in denen neben Gewalt auch Pornographie vorkommt. Denn bei der Regulierung pornographischer Inhalte lassen die Gerichte den Gesetzgebern traditionell mehr Spielraum.

Bislang basiert der Jugendschutz in den Vereinigten Staaten bei Computerspielen im Wesentlichen auf freiwilligen Vereinbarungen. Anders als die deutsche Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK), die Computer und Videospiele verbindlich für verschiedene Altersklassen einstuft, spricht das amerikanische Pendant, der Entertainment Software Rating Board (ESRB), nur Empfehlungen aus. Auch gibt es, anders als in Deutschland, kein nationales Gesetz, nach dem Händler eine Straftat begehen, wenn sie Kindern und Jugendlichen Computerspiele verkaufen, die nicht für sie freigegeben sind.

Verbotsvorschriften allein reichen nicht
Ein entsprechender Gesetzesvorschlag von Senatorin Hillary Clinton im Jahr 2005 blieb in den Ausschüssen stecken. Es existiert lediglich eine Absprache zwischen dem ESRB und den großen amerikanischen Händlervereinigungen, die Altersempfehlungen zu beachten und das Alter der Kunden zu überprüfen. Diese
freiwilligen Maßnahmen genügen jedoch nach Überzeugung von Gouverneur Schwarzenegger und anderen Befürwortern eines Zugangsverbots für Minderjährige nicht. Sie verweisen auf Testkäufe im vergangenen Jahr, bei denen Kinder und Jugendliche in 42 Prozent der Fälle erfolgreich Spiele erworben hätten, die mit „M“ für Mature (ab siebzehn Jahre) gekennzeichnet gewesen seien.

Die Erfahrungen aus Deutschland zeigen allerdings, dass Verbotsvorschriften allein nicht reichen, um zu verhindern, dass Gewaltspiele in die Hände von Minderjährigen gelangen. Denn bei Testkäufen in Deutschland schafften es Kinder und Jugendliche in ungefähr der Hälfte der Fälle, sich Spiele zu verschaffen, die nicht für sie freigegeben waren.
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